
Entwurf der Haushaltssatzung 2019

Der Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Oberhausen
für das Haushaltsjahr 2019 nebst Anlagen wird gemäß 
§ 80 Abs. 3 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt
geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 23. Januar
2019 (GV. NRW. S. 90), öffentlich bekannt gegeben und
während der Dauer des Beratungsverfahrens, ab dem
15.10.2018 bis zur Beschlussfassung im Rat der Stadt,
im Rathaus Oberhausen, Zimmer 406, und in den
Bezirksverwaltungsstellen des Rathauses Osterfeld,
Zimmer 10, und des Technischen Rathauses Sterkrade,
Zimmer B 005, während der Dienststunden zur Einsicht-
nahme verfügbar gehalten.

Darüber hinaus wird der Entwurf der Haushaltssatzung
2019 nebst Anlagen für Interessierte im Internet auf der
Homepage der Stadt Oberhausen (www.oberhausen.de)
zur Verfügung gestellt.

Einwendungen gemäß § 80 Abs. 3 GO NRW gegen den
Entwurf der Haushaltssatzung 2019 können Einwohner
oder Abgabepflichtige innerhalb einer Frist von 14 Tagen
ab dem Beginn der Auslegung am 15.10.2018 erheben.
Diese sind schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt
Oberhausen, Bereich 1-1/Finanzen, Rathaus Oberhau-
sen, Schwartzstr. 72, 46042 Oberhausen, Zimmer 406,
zu erheben. 

Oberhausen, den 24.09.2018

Daniel Schranz
Oberbürgermeister 

Haushaltssatzung der Stadt Oberhausen
für das Haushaltsjahr 2019

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zu-
letzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 
23. Januar 2018 (GV. NRW. S. 90), hat der Rat der Stadt
Oberhausen mit Beschluss vom 24.09.2018 folgende
Haushaltssatzung erlassen:

§ 1
Ergebnisplan und Finanzplan

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019, der die
für die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde voraus-
sichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwen-
dungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leisten-
den Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungser-
mächtigungen enthält, wird 

im Ergebnisplan mit

dem Gesamtbetrag 
der Erträge auf                                      840.263.870 EUR
dem Gesamtbetrag 
der Aufwendungen auf                          840.142.020 EUR

im Finanzplan mit

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der laufenden
Verwaltungstätigkeit auf                        810.144.540 EUR
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der laufenden 
Verwaltungstätigkeit auf                        783.359.070 EUR

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Investitionstätigkeit auf              47.354.460 EUR
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der Investitionstätigkeit auf              71.285.330 EUR

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Finanzierungstätigkeit auf        29.438.240 EUR
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der Finanzierungstätigkeit auf          24.772.860 EUR

festgesetzt.

§ 2
Kreditermächtigung für Investitionen

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme zur
Finanzierung von Investitionen erforderlich ist, wird auf

26.240.870 EUR

festgesetzt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigung

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen,
der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künfti-
gen Jahren erforderlich ist, wird auf

14.127.500 EUR

festgesetzt. 

§ 4
Ausgleichsrücklage und allgemeine Rücklage

Wegen fehlenden Eigenkapitals ist eine Bildung der
genannten Rücklagen nicht möglich.

§ 5
Kredite zur Liquiditätssicherung

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssiche-
rung in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf

1.750.000.000 EUR

festgesetzt.
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§ 6
Steuersätze

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern sind wie folgt
festgesetzt worden:

1.  Grundsteuer
     1.1) für die land- und forstwirtschaftlichen 
            Betriebe (Grundsteuer A) auf                   250 v.H.
     1.2) für die Grundstücke 
            (Grundsteuer B) auf                                 805 v.H.

2.  Gewerbesteuer nach dem 
     Gewerbeertrag auf                                          580 v.H.

§ 7
Haushaltssanierungsplan

Nach der Fortschreibung des Haushaltssanierungspla-
nes ist

     -      der Haushaltsausgleich unter Berücksichtigung
der Konsolidierungshilfen gem. Stärkungspakt-
gesetz im Jahr 2017 wieder hergestellt,

     -      der Haushaltsausgleich ohne Berücksichtigung
der Konsolidierungshilfen gem. Stärkungspakt-
gesetz im Jahr 2021 wieder hergestellt.

Die im Haushaltssanierungsplan enthaltenen Konsoli-
dierungsmaßnahmen sind bei der Ausführung des Haus-
haltsplanes umzusetzen.

§ 8
Geringfügigkeit im Sinne von § 81 Abs. 3 GO 

Als geringfügig im Sinne von § 81 Abs. 3 GO NRW gelten
Auszahlungen für Investitionen, die als Einzelmaßnahme
einen Betrag von 2 % der Gesamtauszahlungen aus In-
vestitionstätigkeit nicht übersteigen. Für den Fall, dass
für die ungeplanten Investitionen oder Instandsetzungen
an Bauten gesicherte anteilige investive Einzahlungen
vorhanden sind, ist die Regelung gemäß Satz 1 nicht auf
die investiven Auszahlungen sondern auf den Saldo aus
Auszahlungen und Einzahlungen anzuwenden. 

§ 9
Über- und außerplanmäßige 

Aufwendungen / Auszahlungen

Bei der Genehmigung über- und außerplanmäßiger Auf-
wendungen und Auszahlungen sowie über- und außer-
planmäßiger Verpflichtungsermächtigungen im Sinne der
§§ 83 Abs. 2 bzw. 85 Abs. 1 GO NRW gelten als nicht
erheblich:

     -      Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und
Auszahlungen sowie über- und außerplanmäßi-
ge Verpflichtungsermächtigungen bis einschließ-
lich 200.000 EUR,

     -      Interne Verrechnungen, kalkulatorische Kosten
und Abschlussbuchungen, insbesondere Rück-
stellungen, Wertberichtigungen und Rechnungs-
abgrenzungen.

§ 10
Wertgrenzen für den Einzelnachweis der

Investitionsmaßnahmen

Die Wertgrenze für die Veranschlagung einzelner In-
vestitionsmaßnahmen wird

     -      für Baumaßnahmen 
            auf                                                    200.000 EUR
     -      für übrige Investitionsmaßnahmen 
            auf                                                    50.000 EUR

festgesetzt. Bei Investitionen unterhalb der genannten
Wertgrenzen sind die Einzahlungen und Auszahlungen
zusammengefasst zu veranschlagen. 

Oberhausen, den 18.09.2018

Aufgestellt:                     Bestätigt:

gez. Tsalastras               gez. Schranz
Stadtkämmerer              Oberbürgermeister

6. Verordnung über das Offenhalten von
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen
2018 vom 25.09.2018

Aufgrund des § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW)
vom 16.11.2006 wird von der Stadt Oberhausen als ört-
licher Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der
Stadt Oberhausen vom 24.09.2018 für das Gebiet der
Stadt Oberhausen folgende Verordnung erlassen: 

§ 1
Verkaufsoffene Sonntage

Am Sonntag, dem 28.10.2018, dürfen im Innenstadt-
bereich Alt-Oberhausen im Zusammenhang mit dem
Cityfest Verkaufsstellen im Sinne des § 3 LÖG NRW von
13:00 Uhr bis 18:00 Uhr geöffnet sein.

§ 2
Räumlicher Geltungsbereich

Die in § 1 getroffene Ausnahmeregelung gilt für Ver-
kaufsstellen im Innenstadtbereich Alt-Oberhausen in den
von den nachfolgenden Straßen umschlossenen Berei-
chen sowie für Verkaufsstellen, die an die genannten
Straßen und Plätze unmittelbar angrenzen:

Elsässer Straße, Gewerkschaftsstr. 47 - 100, Goebenstr.
15 - 113, Havensteinstr. 27 - 54, Helmholtzstr. 13 - 173,
Hermann-Albertz-Str. 54 - 206, Langemarkstraße, Loth-
ringer Str. 2 - 37, Marktstr. 24 - 197, Nohlstr. 40 - 97,
Paul-Reusch-Str. 4 - 81, Saarstr. 36 - 89, Stöckmannstr.
26 - 110 und Wörthstr. 3 - 19

§ 3
Ordnungswidrigkeiten

1.  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-
sig außerhalb der in den § 1 zugelassenen Geschäfts-
zeiten Verkaufsstellen offenhält.

2.  Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 Abs. 2 LÖG
NRW mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet
werden.
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§ 4
Inkrafttreten/Außerkrafttreten

1.  Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft. 

2.  Diese Verordnung tritt am 31.12.2018 außer Kraft.

Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird
hiermit verkündet.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)
gegen diese ordnungsbehördlichen Verordnung nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn, 

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt,

b)  diese ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c)  der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Stadt Oberhausen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt. 

Stadt Oberhausen
als örtliche Ordnungsbehörde
Oberhausen, 25.09.2018

Daniel Schranz
Oberbürgermeister

7. Verordnung über das Offenhalten von
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen
2018 vom 25.09.2018

Aufgrund des § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW)
vom 16.11.2006 wird von der Stadt Oberhausen als ört-
licher Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der
Stadt Oberhausen vom 24.09.2018 für das Gebiet der
Stadt Oberhausen folgende Verordnung erlassen: 

§ 1
Verkaufsoffene Sonntage

Am Sonntag, dem 09.12.2018, dürfen im Stadtteil
Schmachtendorf im Zusammenhang mit dem Nikolaus-
markt Verkaufsstellen im Sinne des § 3 LÖG NRW von
13:00 Uhr bis 18:00 Uhr geöffnet sein.

§ 2
Räumlicher Geltungsbereich

Die in § 1 getroffene Ausnahmeregelung gilt für Verkaufs-
stellen im Stadtteil Schmachtendorf in den von den nach-
folgenden Straßen umschlossenen Bereichen sowie für
Verkaufsstellen, die an die genannten Straßen und
Plätze unmittelbar angrenzen:

Schmachtendorfer Str. 102 - 159, Dudeler Str. 1 - 13,
Hiesfelder Str. 191 - 208 und Buchenweg 8 - 14

§ 3
Ordnungswidrigkeiten

1.  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-
sig außerhalb der in den § 1 zugelassenen Geschäfts-
zeiten Verkaufsstellen offenhält.

2.  Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 Abs. 2 LÖG
NRW mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet
werden.

§ 4
Inkrafttreten/Außerkrafttreten

1.  Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft. 

2.  Diese Verordnung tritt am 31.12.2018 außer Kraft.

Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird
hiermit verkündet.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)
gegen diese ordnungsbehördlichen Verordnung nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn, 

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt,

b)  diese ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c)  der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Stadt Oberhausen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt. 

Stadt Oberhausen
als örtliche Ordnungsbehörde
Oberhausen, 25.09.2018

Daniel Schranz
Oberbürgermeister

8. Verordnung über das Offenhalten von
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen
2018 vom 25.09.2018

Aufgrund des § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW)
vom 16.11.2006 wird von der Stadt Oberhausen als ört-
licher Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der
Stadt Oberhausen vom 24.09.2018 für das Gebiet der
Stadt Oberhausen folgende Verordnung erlassen: 

§ 1
Verkaufsoffene Sonntage

Am Sonntag, dem 09.12.2018, dürfen im Einkaufszen-
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trum CentrO Oberhausen im Zusammenhang mit dem
CentrO Weihnachtsmarkt Verkaufsstellen im Sinne des 
§ 3 LÖG NRW von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr geöffnet sein.

§ 2
Räumlicher Geltungsbereich

Die in § 1 getroffene Ausnahmeregelung gilt für Verkaufs-
stellen im Einkaufszentrum CentrO Oberhausen, Centro-
allee.

§ 3
Ordnungswidrigkeiten

1.  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-
sig außerhalb der in den § 1 zugelassenen Geschäfts-
zeiten Verkaufsstellen offenhält.

2.  Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 Abs. 2 LÖG
NRW mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet
werden.

§ 4
Inkrafttreten/Außerkrafttreten

1.  Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft. 

2.  Diese Verordnung tritt am 31.12.2018 außer Kraft.

Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird
hiermit verkündet.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)
gegen diese ordnungsbehördlichen Verordnung nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn, 

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt,

b)  diese ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c)  der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Stadt Oberhausen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt. 

Stadt Oberhausen
als örtliche Ordnungsbehörde
Oberhausen, 25.09.2018

Daniel Schranz
Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über den Satzungsbe-
schluss und das Inkrafttreten des Bebau-
ungsplans Nr. 672 D - Gildenstraße /
Vikariestraße -

I.   Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 24.09.2018
den Bebauungsplan Nr. 672 D - Gildenstraße /
Vikariestraße - in der Fassung vom 26.03.2018 (inkl.
des geänderten Hinweises Nr. 7 vom 06.08.2018) als
Satzung beschlossen.

     Gesetzliche Grundlage ist § 10 Abs. 1 des Bauge-
setzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634) und § 7
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen in der Fassung der Bekanntmachung vom
14.07.1994 (GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert
durch Artikel 15 des Gesetzes vom 23.01.2018
(GV.NRW.2018, S. 90).

     In gleicher Sitzung hat der Rat der Stadt die dem Be-
bauungsplan Nr. 672 D beigefügte Begründung (inkl.
Umweltbericht) in der Fassung der Fortschreibung
vom 06.08.2018 als Entscheidungsbegründung be-
schlossen.

     Gesetzliche Grundlage ist § 9 Abs. 8 BauGB in der
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017
(BGBl. I, S. 3634).

     Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 672 D liegt
in der Gemarkung Osterfeld, Flur 30 und 35, und wird
wie folgt umgrenzt:

     Südliche Seiten der Kettelerstraße und Westfälischen
Straße; westliche Seite der Heinestraße; abknickend
zu einer Verlängerung der Flurstücke Nr. 333, 340
und 334, Flur 30; nördliche Grenzen der Flurstücke
Nr. 333, 340 und 334, Flur 30; westliche Seite der
Vikariestraße; verspringend auf die südliche Seite der
Völklinger Straße; südliche Seite der Völklinger Stra-
ße; nördliche Grenze des Flurstücks Nr. 311, Flur 35;
abknickend rechtwinklig auf die östliche Seite der
Nürnberger Straße; östliche Seite der Nürnberger
Straße; nördliche und östliche Grenzen des Flur-
stücks Nr. 410, Flur 35; ca. 5,5 m entlang der süd-
lichen Grenze des Flurstücks Nr. 410, Flur 35; östliche
Grenze des Flurstücks Nr. 23, Flur 35; ca. 8,7 m ent-
lang der südlichen Grenze des Flurstücks Nr. 23, Flur
35; östliche Grenze des Flurstücks Nr. 25, Flur 35;
nördliche Seite der Bottroper Straße bis zur west-
lichen Seite der Gildenstraße; westliche Seite der Gil-
denstraße; am östlichsten Grenzpunkt des Flurstücks
Nr. 254, Flur 30, rechtwinklig abknickend auf die östli-
che Seite der Gildenstraße; östliche Seite der
Gildenstraße.
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     Der Bebauungsplan Nr. 672 D - Gildenstraße /
Vikariestraße - liegt mit Begründung (einschließlich
Umweltbericht) und zusammenfassender Erklärung
vom Tage der Veröffentlichung dieser Bekanntmach-
ung an im Bereich 5-4 - Bauleitpläne, Wohnungs-
wesen, Denkmalschutz -, Technisches Rathaus Sterk-
rade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A
004, während der nachstehend genannten Öffnungs-
zeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus:

     Montag - Donnerstag:                 08:00 - 16:00 Uhr 
     Freitag:                                        08:00 - 12:00 Uhr 

     Über den Inhalt des Bebauungsplans wird auf Ver-
langen Auskunft erteilt.

II. Bekanntmachungsanordnung gemäß §
2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO)

     Der vom Rat der Stadt am 24.09.2018 gefasste
Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 672 D 
- Gildenstraße / Vikariestraße - wird hiermit öffentlich
bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt
der Bebauungsplan Nr. 672 D - Gildenstraße / Vikarie-
straße - gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuchs
(BauGB) in Kraft.

     Hinweise
     
     1.    Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2

sowie Abs. 4 des Baugesetzbuchs (BauGB) in
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der Fassung der Bekanntmachung vom
03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634) über die Entschä-
digung von durch den Bebauungsplan eintreten-
den Vermögensnachteilen sowie über die Fällig-
keit und das Erlöschen entsprechender Entschä-
digungsansprüche wird hingewiesen.

            Hiernach kann der Entschädigungsberechtigte
Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39
bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile
eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des An-
spruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich bei dem Ent-
schädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in
dem die vorbezeichneten Vermögensnachteile
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs
herbeigeführt wird.

     2.    Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes
hingewiesen:

            Unbeachtlich werden

            1.    eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

            2.    eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans und

            3.    nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

            wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber
der Stadt Oberhausen unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend,
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beacht-
lich sind.

     3.    Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW.
1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 15
des Gesetzes vom 23.01.2018 (GV. NRW.2018,
S. 90), können Verletzungen von Verfahrens-
oder Formvorschriften gegen diese Satzung nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht
mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

            a)   eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgeführt,

            b)   die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Be-
stimmung oder der Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt ge-
macht worden,

            c)    der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss
vorher beanstandet oder

            d)   der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Gemeinde vorher gerügt und dabei
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tat-
sache bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters ge-
mäß § 2 Abs. 3 Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO)

     Der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen Doku-
ments des Bebauungsplans Nr. 672 D - Gildenstraße /
Vikariestraße - stimmt mit dem Ratsbeschluss vom
24.09.2018 überein.

     Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung
von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsver-
ordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV. NRW. S.
516 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 739), verfahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 27.09.2018

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zum Bebauungsplan 
Nr. 672 D - Gildenstraße / Vikariestraße -:

Der Bebauungsplan Nr. 672 D soll einen Beitrag für die
nachhaltige Funktion des Nebenzentrums Osterfeld leis-
ten. Neben der Handelsfunktion ist dabei auch der relativ
kleine Einzugsbereich der Innenstadt mit zu stützen. Um
die Ziele erreichen zu können und wegen der vorgefun-
denen Nutzungsstruktur in Kombination mit der vorhan-
denen städtebaulichen Dichte, sind große Teile des Plan-
gebiets als Urbane Gebiete (MU) ausgewiesen. Neben
den öffentlichen Verkehrsflächen setzt der Bebauungs-
plan für einen geringeren Teil außerdem noch Allge-
meine Wohngebiete (WA) fest.

Für die Urbanen Gebiete sind u. a. Lotterie- und Wettan-
nahmestellen, Sexshops, Vergnügungsstätten sowie An-
lagen und Betriebe, die gewerblich betriebenen sexuellen
Dienstleistungen und Darbietungen dienen, textlich aus-
geschlossen. Für die Allgemeinen Wohngebiete (WA)
sind Gartenbaubetriebe und Tankstellen ausgeschlossen.

Das Maß der baulichen Nutzung und die überbaubaren
Grundstücksflächen wurden nicht ausgewiesen und rich-
ten sich nach § 34 BauGB (einfacher Bebauungsplan ge-
mäß § 30 Abs. 3 BauGB). Auf diese Weise kann der wei-
teren baulichen Entwicklung ein Spielraum eingeräumt
werden, dessen Grenzen durch die bestehende Bebau-
ung definiert werden.

Weitere Informationen (u. a. Plan und Begründung inkl.
Umweltbericht) sind auch im Internet unter www.o-
sp.de/oberhausen/start.php abrufbar.

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über den Satzungsbe-
schluss und das Inkrafttreten des Bebau-
ungsplans Nr. 728 - Finanzstraße /
Ramgestraße -

I.   Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 24.09.2018
den Bebauungsplan Nr. 728 - Finanzstraße / Ramge-
straße - in der Fassung vom 04.05.2018 als Satzung
beschlossen.
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     Gesetzliche Grundlage ist § 10 Abs. 1 des Baugesetz-
buches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmach-
ung vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634) und § 7 der
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert durch
Artikel 15 des Gesetzes vom 23.01.2018 (GV.NRW.
2018, S. 90).

     In gleicher Sitzung hat der Rat der Stadt die dem Be-
bauungsplan Nr. 728 beigefügte Begründung (inkl.
Umweltbericht) in der Fassung vom 04.05.2018 als
Entscheidungsbegründung beschlossen.

     Gesetzliche Grundlage ist § 9 Abs. 8 BauGB in der
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017
(BGBl. I, S. 3634).

     Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Sterkrade,
Flur 22, und wird wie folgt umgrenzt:

     Nördliche Grenze des Flurstücks Nr. 571; ca. 3 m ent-
lang der westlichen Grenze des Flurstücks Nr. 998,
nördliche Grenze des Flurstücks Nr. 998; diese ver-
längert bis zur östlichen Seite der Ramgestraße; öst-
liche Seite der Ramgestraße; südliche Seite der
Finanzstraße; östliche Seite der Wilhelmstraße.

     Der Bebauungsplan Nr. 728 - Finanzstraße / Ramge-
straße - liegt mit Begründung (einschließlich Umwelt-
bericht) und zusammenfassender Erklärung vom
Tage der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung an
im Bereich 5-4 - Bauleitpläne, Wohnungswesen,
Denkmalschutz -, Technisches Rathaus Sterkrade,
Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 004,
während der nachstehend genannten Öffnungszeiten
zu jedermanns Einsicht öffentlich aus:

     Montag - Donnerstag:                 08:00 - 16:00 Uhr
     Freitag:                                        08:00 - 12:00 Uhr

     Über den Inhalt des Bebauungsplans wird auf Ver-
langen Auskunft erteilt.

II. Bekanntmachungsanordnung gemäß §
2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO)

     Der vom Rat der Stadt am 24.09.2018 gefasste
Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 728 
- Finanzstraße / Ramgestraße - wird hiermit öffentlich
bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt
der Bebauungsplan Nr. 728 - Finanzstraße / Ramge-
straße - gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuchs
(BauGB) in Kraft.

     Hinweise

     1.    Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
sowie Abs. 4 des Baugesetzbuchs (BauGB) in
der Fassung der Bekanntmachung vom
03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634) über die Entschä-
digung von durch den Bebauungsplan eintreten-
den Vermögensnachteilen sowie über die Fällig-
keit und das Erlöschen entsprechender Entschä-
digungsansprüche wird hingewiesen.

            Hiernach kann der Entschädigungsberechtigte
Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39
bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile
eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des An-
spruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich bei dem Ent-
schädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in
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dem die vorbezeichneten Vermögensnachteile
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs
herbeigeführt wird.

     2.    Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes
hingewiesen:

            
            Unbeachtlich werden

            1.    eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

            2.    eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans und

            3.    nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

            wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber
der Stadt Oberhausen unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend,
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beacht-
lich sind.

     3.    Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.
NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch
Artikel 15 des Gesetzes vom 23.01.2018 (GV.
NRW.2018, S. 90), können Verletzungen von
Verfahrens- oder Formvorschriften gegen diese
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Ver-
kündung nicht mehr geltend gemacht werden, es
sei denn,

            a)   eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgeführt,

            b)   die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Be-
stimmung oder der Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt ge-
macht worden,

            c)    der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss
vorher beanstandet oder

            d)   der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Gemeinde vorher gerügt und dabei
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tat-
sache bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters ge-
mäß § 2 Abs. 3 Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO)

     Der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen Doku-
ments des Bebauungsplans Nr. 728 - Finanzstraße /
Ramgestraße - stimmt mit dem Ratsbeschluss vom
24.09.2018 überein.

     Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung

von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsver-
ordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV. NRW.
S. 516 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 739), 
verfahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 27.09.2018

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zum Bebauungsplan 
Nr. 728 - Finanzstraße / Ramgestraße -:

Die Stärkung zentraler Funktionen, insbesondere des
Handels, sowie der Ausschluss unerwünschter Nutzun-
gen sollen neben weiteren städtebaulichen Maßnahmen
und Konzepten (u. a. Einzelhandelskonzept und integrier-
tes Handlungskonzept Sterkrade) einen Beitrag für die
nachhaltige Funktion der Sterkrader Innenstadt leisten.

Die vorgefundene Nutzungsstruktur in Kombination mit
der vorhandenen städtebaulichen Dichte führt dazu, das
Plangebiet als Urbanes Gebiet mit einer geschlossenen
Bauweise festzusetzen. Für das Urbane Gebiet werden
u. a. Lotterie- und Wettannahmestellen, Sexshops, Ver-
gnügungsstätten sowie Anlagen und Betriebe, die ge-
werblich betriebenen sexuellen Dienstleistungen und
Darbietungen dienen, textlich ausgeschlossen.

Das Maß der baulichen Nutzung und die überbaubaren
Grundstücksflächen werden nicht ausgewiesen und sol-
len sich nach § 34 BauGB richten (einfacher Bebau-
ungsplan gemäß § 30 Abs. 3 BauGB). Auf diese Weise
kann der weiteren baulichen Entwicklung ein Spielraum
eingeräumt werden, dessen Grenzen durch die beste-
hende Bebauung definiert werden.

Weitere Informationen (u. a. Plan und Begründung inkl.
Umweltbericht) sind auch im Internet unter www.o-
sp.de/oberhausen/start.php abrufbar.

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über den Satzungsbe-
schluss und das Inkrafttreten des Bebau-
ungsplans Nr. 729 - Buchenweg / Hiesfel-
der Straße -

I.   Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 24.09.2018
den Bebauungsplan Nr. 729 - Buchenweg / Hiesfelder
Straße - in der Fassung vom 06.02.2018 als Satzung
beschlossen.

     Gesetzliche Grundlage ist § 10 Abs. 1 des Baugesetz-
buches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmach-
ung vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634) und § 7 der
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert durch
Artikel 15 des Gesetzes vom 23.01.2018 (GV.NRW.
2018, S. 90).

     In gleicher Sitzung hat der Rat der Stadt die dem Be-
bauungsplan Nr. 729 beigefügte Begründung (inkl.
Umweltbericht) in der Fassung vom 06.02.2018 als
Entscheidungsbegründung beschlossen.
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     Gesetzliche Grundlage ist § 9 Abs. 8 BauGB in der
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017
(BGBl. I, S. 3634).

     Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Sterkrade-
Nord, Flur 23, und umfasst in Gänze die Flurstücke
mit den Nummern 92, 93, 497, 498, 812, 884, 920,
921, 922, 924, 928, 929, 931, 932, 935, 945, 946 und
1022 sowie das Flurstück Nr. 1060 (Hiesfelder Stra-
ße) im Bereich zwischen Buchenweg und der süd-
lichen Grenze des Flurstücks Nr. 812.

     Der Bebauungsplan Nr. 729 - Buchenweg / Hiesfelder
Straße - liegt mit Begründung (einschließlich Umwelt-
bericht) und zusammenfassender Erklärung vom
Tage der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung an
im Bereich 5-4 - Bauleitpläne, Wohnungswesen,
Denkmalschutz -, Technisches Rathaus Sterkrade,
Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 004,
während der nachstehend genannten Öffnungszeiten
zu jedermanns Einsicht öffentlich aus:

     Montag - Donnerstag:                 08:00 - 16:00 Uhr 
     Freitag:                                        08:00 - 12:00 Uhr 

     Über den Inhalt des Bebauungsplans wird auf Verlan-
gen Auskunft erteilt.

II. Bekanntmachungsanordnung gemäß §
2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO) 

     Der vom Rat der Stadt am 24.09.2018 gefasste
Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 729 
- Buchenweg / Hiesfelder Straße - wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung
tritt der Bebauungsplan Nr. 729 - Buchenweg / Hies-
felder Straße - gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetz-
buchs (BauGB) in Kraft.

     Hinweise

     1.    Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
sowie Abs. 4 des Baugesetzbuchs (BauGB) in
der Fassung der Bekanntmachung vom
03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634) über die Entschä-
digung von durch den Bebauungsplan eintreten-
den Vermögensnachteilen sowie über die Fällig-
keit und das Erlöschen entsprechender Entschä-
digungsansprüche wird hingewiesen.

            Hiernach kann der Entschädigungsberechtigte
Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39
bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile
eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des An-
spruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich bei dem Ent-
schädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in
dem die vorbezeichneten Vermögensnachteile
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs
herbeigeführt wird.

     2.    Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes
hingewiesen:

            Unbeachtlich werden

            1.    eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

            2.    eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans und

            3.    nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,
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            wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber
der Stadt Oberhausen unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend,
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beacht-
lich sind.

     3.    Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.
NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch
Artikel 15 des Gesetzes vom 23.01.2018 (GV.
NRW.2018, S. 90), können Verletzungen von
Verfahrens- oder Formvorschriften gegen diese
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Ver-
kündung nicht mehr geltend gemacht werden, es
sei denn,

            a)   eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgeführt,

            b)   die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Be-
stimmung oder der Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt ge-
macht worden,

            c)    der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss
vorher beanstandet oder

            d)   der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Gemeinde vorher gerügt und dabei
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tat-
sache bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters
gemäß § 2 Abs. 3 Bekanntmachungs-
verordnung (BekanntmVO)

     Der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen Doku-
ments des Bebauungsplans Nr. 729 - Buchenweg /
Hiesfelder Straße - stimmt mit dem Ratsbeschluss
vom 24.09.2018 überein.

     Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung
von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsver-
ordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV. NRW.
S. 516 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW. S. 739), ver-
fahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 27.09.2018

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zum Bebauungsplan 
Nr. 729 - Buchenweg / Hiesfelder Straße -:

Der Planbereich liegt innerhalb des Nebenzentrums
resp. übergeordneten zentralen Versorgungsbereichs
Schmachtendorf und schließt direkt an den Marktplatz
an. Es wird eine verträgliche Nutzungsmischung ange-
strebt.

Wesentliche Planungsziele sind die Sicherung und
Stärkung der Versorgungsfunktion als Nebenzentrum
resp. übergeordneter zentraler Versorgungsbereich mit
Bedeutung für den Stadtraum Sterkrade-Nord sowie für
Teile des Stadtraumes Schmachtendorf / Holten. Um die
zentrenrelevante Nutzungskonzentration auf den Bereich
Marktplatz, Schmachtendorfer Straße und Dudeler Stra-
ße zu gewährleisten und bei Nutzungsänderungen diese
zur Stärkung des Nebenzentrums zu nutzen, sind schä-
digende Nutzungen ausgeschlossen.

Im nördlichen Teilbereich ist ein Mischgebiet (MI) festge-
setzt. Dabei sind solche Nutzungen, die schädliche Aus-
wirkungen und/oder einen Trading-Down-Effekt auslö-
sen, verfestigen oder verstärken, ausgeschlossen. Im
südlichen Bereich des Plangebietes ist ein Wohngebiet
(WA) festgesetzt.

Weitere Informationen (u. a. Plan und Begründung inkl.
Umweltbericht) sind auch im Internet unter www.o-
sp.de/oberhausen/start.php abrufbar.

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung des Aufstellungsbe-
schlusses zum Bebauungsplan Nr. 746 
- Jägerstraße / Dachsstraße -

I.   Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 24.09.2018
die Aufstellung eines Bebauungsplans für das im Plan
des Bereichs 5-4 - Bauleitpläne, Wohnungswesen,
Denkmalschutz - vom 15.08.2018 umrandete Gebiet
beschlossen (Bebauungsplan Nr. 746).

     Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 746 liegt in
der Gemarkung Sterkrade, Flur 28, und wird im Nor-
den durch die Jägerstraße, im Osten durch die Luchs-
straße, im Süden durch die Iltisstraße und im Westen
durch die Dachsstraße begrenzt. Es umfasst in
Gänze die Flurstücke Nr. 28, 224, 225, 327, 328, 329,
330, 342, 343 und 344.

     Die genaue Abgrenzung ergibt sich auch aus der
nachfolgenden Übersichtsskizze.
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     Gesetzliche Grundlage ist § 2 Abs. 1 BauGB in der
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017
(BGBl. I, S. 3634).

     Interessenten können zur Unterrichtung über die
Lage des Plangebiets einen Plan mit den Umrings-
grenzen im Bereich 5-4 - Bauleitpläne, Wohnungs-
wesen, Denkmalschutz -, Technisches Rathaus Sterk-
rade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A
009, während der Öffnungszeiten:

     Montag - Donnerstag:           08:00 - 16:00 Uhr und
     Freitag:                                  08:00 - 12:00 Uhr

     einsehen.

     Mit dem Bebauungsplan Nr. 746 - Jägerstraße / Dachs-
straße - werden folgende Hauptplanungsziele verfolgt:

     - Förderung von Maßnahmen der Innenentwicklung;

     - Wiedernutzbarmachung einer brachgefallenen Ge-
werbefläche für eine angepasste, zeitgemäße
Wohnbauentwicklung;

     - Festsetzung von Wohngebieten nach der Bau-
nutzungsverordnung;

     - Festsetzung von erforderlichen Erschließungsanlagen.

     Hinweis

     Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und Besitzer
zu dulden, dass Beauftragte der zuständigen Behör-
den zur Vorbereitung der von ihnen nach diesem Ge-
setzbuch zu treffenden Maßnahmen Grundstücke be-
treten und Vermessungen, Boden- und Grundwas-
seruntersuchungen oder ähnliche Arbeiten ausführen.

II. Bekanntmachungsanordnung im Sinne
des § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO)

     Der vom Rat der Stadt am 24.09.2018 gefasste Auf-
stellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 746 
- Jägerstraße / Dachsstraße - wird hiermit öffentlich
bekannt gemacht.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters im
Sinne des § 2 Abs. 3 Bekanntmach-
ungsverordnung (BekanntmVO)

     Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung des Aufstel-
lungsbeschlusses zum Bebauungsplan Nr. 746 
- Jägerstraße / Dachsstraße - stimmt mit dem Rats-
beschluss vom 24.09.2018 überein.

     Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1
und 2 der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmach-
ungsverordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999
(GV. NRW. S. 516 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW. S.
739), verfahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 27.09.2018

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zur Aufstellung des Be-
bauungsplanes Nr. 746 - Jägerstraße / Dachsstraße - :

Mit dem Bebauungsplan Nr. 746 - Jägerstraße / Dachs-
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straße - sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen
geschaffen werden, um das Areal eines ehemaligen Ge-
werbebetriebes (inkl. Wohnhaus des Eigentümers) im
Sinne der Innenentwicklung einer neuen Nutzung zuzu-
führen. Als neue Nutzung ist eine Wohnbauentwicklung
avisiert.

Nach den Ergebnissen der Wohnungsmarktanalyse im
Rahmen der Studie „Wohnen in Oberhausen“ des Insti-
tuts für Stadtforschung und Strukturpolitik GmbH aus
dem Jahr 2006 bestehen für den Stadtbezirk Sterkrade
die größten Wohnungsbaupotentiale in Oberhausen (rd.
70 % der gesamtstädtischen Wohnungsbaupotentiale).
Die Flächen des ehemaligen Gewerbebetriebes (inkl.
Wohnhaus des Eigentümers) eignen sich in diesem Zu-
sammenhang in besonderem Maße für die Entwicklung
von Wohnbauland, da es sich um eine Innenentwicklung
handelt. Umgebend befindet sich bereits Wohnbebau-
ung, die durch die Umnutzung der ehemaligen Gewerbe-
flächen arrondiert werden kann.

Ein weiterer Vorteil des Standortes für eine Wohnbebau-
ung ist die gute Anbindung an die vorhandene Infra-
struktur. U. a. für die Versorgung mit Waren des täglichen
Bedarfs befindet sich der Standort „Luchs-Center“ in fuß-
läufiger Entfernung.

Ein erstes städtebauliches Konzept sieht für die Fläche
eine Bebauung mit mehreren Gebäuden im Geschoss-
wohnungsbau und zwei bis drei Vollgeschossen vor. Ins-
gesamt sollen auf der Fläche etwa 100 Wohneinheiten
realisiert werden. Die erforderlichen Stellplätze sollen in
einer entsprechenden Tiefgarage unter den geplanten
Gebäuden nachgewiesen werden. Die Erschließung des
Plangebiets soll von den umgebenden Straßen aus erfol-
gen. Die genaue Ausgestaltung der inneren Erschließung
ist innerhalb des Bauleitplanverfahrens zu prüfen.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter
www.o-sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.

Öffentliche Bekanntmachung der Stadt
Oberhausen

Widmung einer Straße

Die Stadt Oberhausen widmet gemäß § 6 des Straßen-
und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen
(StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.1995 mit Wirkung vom Tage der ortsüblichen Be-
kanntmachung folgende Straße für den öffentlichen Ver-
kehr als Gemeindestraße:

Holtstegstraße zwischen Graßhoffstraße und
Stadtgrenze Dinslaken
(Gemarkung Sterkrade-Nord, Flur 30, Flurstücke 913 und
1086, Flur 29, Flurstücke 126, 231, 243, 245 und 247)

Die gesamte zu widmende Fläche ist in dem beigefügten
Lageplan als Anlage zur Widmungsverfügung zeichne-
risch dargestellt. 

Rechtsmittelbelehrung

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift des
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle beim Verwaltungs-
gericht Düsseldorf, Bastionstrasse 39, 40213 Düsseldorf,
Klage erhoben werden.

Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maß-
gabe der Verordnung über den elektronischen Rechts-
verkehr bei den Verwaltungsgerichten und den Finanz-
gerichten im Lande Nordrhein-Westfalen (Elektronische
Rechtsverkehrsverordnung Verwaltungs- und Finanzge-
richte - ERVVO VG/FG) vom 7. November 2012 (GV.
NRW.  S.548) erhoben werden.

Hinweis:

Wird die Klage schriftlich erhoben, so soll ihr je eine Ab-
schrift für den Beklagten, den Vertreter des öffentlichen
Interesses und sonstige Beteiligte beigefügt werden.

Wird die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen
Bevollmächtigten versäumt, so gilt dessen Verschulden
als Ihr eigenes Verschulden.

Durch die Bürokratieabbaugesetze I und II ist das dem
Klageverfahren bislang vorgeschaltete Widerspruchsver-
fahren abgeschafft worden. Entsprechend der oben ste-
henden Rechtsmittelbelehrung kann gegen diesen Be-
scheid also direkt Klage erhoben werden.

Zur Vermeidung unnötiger Kosten besteht jedoch unab-
hängig hiervon die Möglichkeit, sich vor etwaiger Er-
hebung einer Klage kurzfristig zunächst mit der zuständi-
gen Dienststelle, Fachbereich 5-6-50 in Zimmer A 227 des
Technischen Rathauses Sterkrade, Bahnhofstraße 66,
46042 Oberhausen, während der Dienststunden, Montag
bis Donnerstag 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr, 13:30 Uhr bis
15:00 Uhr und Freitag von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr in Ver-
bindung zu setzen. In vielen Fällen können so etwaige
Unstimmigkeiten bereits im Vorfeld einer Klage behoben
und kann die Widmungsverfügung gegebenenfalls, insbe-
sondere hinsichtlich etwaiger offensichtlicher Unrichtig-
keiten, korrigiert werden, so dass es einer Klageerhebung
nicht mehr bedarf.

Die Notwendigkeit der Klageerhebung zur Vermeidung
des Eintritts der Bestandskraft dieser Widmungsverfü-
gung wird durch einen außergerichtlichen Klärungsver-
such allerdings nicht berührt. Die Klagefrist von einem
Monat wird hierdurch nicht verlängert.

Oberhausen, 19.09.2018

Stadt Oberhausen
Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Lauxen 
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Konrad-Adenauer-Allee 46

46049 Oberhausen

dienstags bis sonntags 11 bis 18 Uhr

Infos zu Workshops unter 

Telefon 02 08 _60 70 531-0

gedenkhalle-bunkermuseum@oberhausen.de

www.gedenkhalle-oberhausen.de

Dauerausstellung 
Oberhausen im 
Nationalsozialismus 
1933 – 1945
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DPAG

Die Artothek gibt den Benutzern die Möglichkeit,
qualifizierte Kunstwerke, Grafiken und Kleinplas-
tiken gegen geringes Entgelt (für drei Monate 10,--
Euro, für sechs Monate 20,-- Euro je Kunstwerk)
auszuleihen.

Sie bietet neben eigenem Bestand Leihgaben der
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen, des
Kunstvereins Oberhausen, des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler sowie Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen und Arbeiten aus der
Malschule. Die Leihgaben des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler und Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen sind käuflich.

Nächste Ausleihe:
Donnerstag, 8. November 2018
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen,
Konrad-Adenauer-Allee 46

Auskunft:
Bereich 0-8 Kunst / Artothek, Tel. 0208 41249-22
montags bis freitags von 7 bis 16 Uhr

Ausleihe von Kunstwerken

Die seit Februar 1967 bestehende Malschule führt

unter Leitung von Künstlern und Pädagogen Kurse

für Kinder ab fünf Jahren und Jugendliche im Mal-

schulgebäude (ehemalige Styrumer Schule),

Grevenstraße 36, und in den Stadtteilen durch.

Die Teilnehmer werden durch ein differenziertes

Angebot verschiedenster Motive und Techniken mit

der Vielfalt der bildnerischen Ausdrucksmöglichkeit

bekannt gemacht.

Jeder Teilnehmer arbeitet entsprechend seinen

Neigungen, Interessen und Fähigkeiten ohne Vor-

gabe von Aufgabenstellungen. Die Gruppenleiter

stehen dabei beratend zur Seite. Es sollen keine

festgesetzten Ziele erreicht werden.

Deshalb ist ein Wechsel zwischen den Gruppen

ebenso wie eine Neuaufnahme während des gan-

zen Jahres möglich.

Eigene Tätigkeit von Kindern und Jugendlichen för-

dert die individuelle Bildsprache, führt zu prakti-

schen Fertigkeiten und hilft, Kunstwerke zu betrach-

ten und zu verstehen.

Gemeinsam geplante Vorhaben schaffen Kontakte

untereinander und fördern das Sozialverhalten der

Gruppe.

Vormerkungen für die Aufnahme im Herbst 2018

nimmt der Bereich 0-8 Kunst / Malschule, Tel. 0208

41249-22, montags bis freitags von 7 bis 16 Uhr

entgegen.

Malschule

für Kinder

und Jugendliche
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